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Bundesbericht Forschung 1984 

A. Problem 

Mit dem Bundesbericht Forschung 1984 werden insbesondere 
Orientierung und Perspektiven der Forschungs- und Techno-
logiepolitik der Bundesregierung aufgezeigt, wobei als Grund

-

zöge einer neuen Politik das Bekenntnis zur Freiheit der For-
schung und die Förderung der Eigeninitiative, das Subsidiari-
tätsprinzip für die staatliche Forschungsförderung, die Beja-
hung des technischen Fortschritts sowie die Anerkennung von 
Leistung und Herausforderung von Spitzenleistungen heraus-
gehoben werden. 

B. Lösung 

Bei der Fortführung der von der Bundesregierung aufgezeig-
ten Forschungspolitik sollen einige Ziele stärker beachtet 
werden, die ihre Position in der Forschungs- und Technologie-
politik deutlicher formuliert. 

C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte die Zurückweisung des Be-
richts beantragt. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu ersuchen, in Fortführung ihrer neuorientierten For-
schungspolitik noch stärker als bisher folgende Ziele zu beachten: 

— Abbau bürokratischer Hemmnisse bei der Forschungsverwaltung, Straffung 
des Beratungswesens und Verringerung der Projektträgerschaften, 

— Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen Großforschungseinrichtungen 
und Industrie auch durch Industrievertreter in den Aufsichtsgremien der 
Großforschungseinrichtungen, 

— verstärkte Einbindung der mittelständischen Wirtschaft bei Forschungspro-
jekten in Großforschungseinrichtungen, 

-- Durchführung von Großforschungsvorhaben nach Möglichkeit nur in Verbin-
dung mit einer internationalen Beteiligung. 

Bonn, den 24. April 1985 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Dr. Schierholz 

Vorsitzender 
und Berichterstatter 

Lenzer 	Stahl 

Berichterstatter 

Dr.-Ing. Laermann 
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Bericht der Abgeordneten Lenzer, Stahl, Dr.-Ing. Laermann und Dr. Schierholz 

I. 

Der Bundesbericht Forschung 1984 ist mit Schrei-
ben des Bundestagspräsidenten vom 26. Oktober 
1984 gemäß § 80 Abs. 3 GO-BT federführend an den 
Ausschuß für Forschung und Technologie sowie 
mitberatend an den Haushaltsausschuß, an den 
Ausschuß für Wirtschaft und an den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft überwiesen worden. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 16. Januar 1985 mit Mehrheit beschlos-
sen, den Bundesforschungsbericht 1984 zur Kennt-
nis zu nehmen, wobei der Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN, den Bericht zurückzuweisen, nicht die 
Mehrheit fand. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat in 
seiner Sitzung am 16. Januar 1985 mit Mehrheit be-
schlossen, den Bundesforschungsbericht 1984 zu-
stimmend zur Kenntnis zu nehmen. Er hat dabei 
die Auffassung vertreten, daß die Bundesregierung 
mit diesem Bericht ein Konzept vorgelegt hat, das 
die Komponenten Ansporn und Freiraum für die 
Wissenschaft, Freisetzung der Innovationsfähigkeit 
der Unternehmen sowie Vorsorge für einen sozial 
und ökologisch verantwortbaren technischen Fort-
schritt in gleicher Weise berücksichtigt. Dabei hat 
er vor allem begrüßt, daß die Bundesregierung neue 
Prioritäten bei der staatlichen Forschungsförde-
rung gesetzt hat, die darauf zielen, die Eigenkräfte 
der Unternehmen bei ihren Forschungsanstrengun-
gen zur Verbesserung der Rahmenbedingungen zu 
erreichen. Gegenüber dem Technologieausschuß 
wurde die Empfehlung ausgesprochen, bei dessen 
Beratungen darauf hinzuwirken, daß die bereits 
eingeleitete verstärkte Zusammenarbeit zwischen 
staatlichen Forschungseinrichtungen und Industrie 
weiter verbessert wird. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat in 
seiner Sitzung am 27. Februar 1985 einstimmig be-
schlossen, den Bundesforschungsbericht 1984 zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
den Bundesforschungsbericht in seiner Sitzung am 
24. April 1985 abschließend beraten und mit der 
Mehrheit der Koalitionsfraktionen die dem Hohen 
Hause zur Beschlußfassung vorgelegte Empfehlung 
verabschiedet. 

II.  

Die Koalitionsfraktionen begrüßten, daß mit dem 
Bundesforschungsbericht 1984 eine umfassende 
und für jedermann zugängliche Neuorientierung 
der staatlichen Forschungspolitik vorgelegt wird, 
die sich insbesondere von folgenden Grundsätzen 
leiten läßt: 

— Bekenntnis zur Freiheit der Forschung, insbe-
sondere der staatlich geförderten Grundlagen-
forschung. 

— Förderung der Eigeninitiative und Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für Wissenschaft und 
Forschung. 

— Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips Zürückhal-
tung des Staates gegenüber der Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft, insbesondere bei 
inhaltlichen Vorgaben, d. h. Einsatz öffentlicher 
Mittel grundsätzlich nur dort, wo eigene staatli-
che Verantwortung liegt und wo aus übergeord-
neten gesellschaftlichen oder gesamtwirtschaft-
lichen Gründen Forschung und Entwicklung ei-
ner Unterstützung bedürfen. 

— Eindeutige Bejahung des technischen Fort-
schritts als einer wichtigen Grundlage für inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit, Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung sowie als Schlüs-
sel für die Lösung drängender, zum Teil auch 
durch früheren unbekümmerten Technikge-
brauch verursachter Probleme. 

— Anerkennung von Leistung und Herausforde-
rung von Spitzenleistungen in Forschung, Ent-
wicklung und Innovation sowie Bekenntnis zu 
offenen, durch Leistung legitimierten Eliten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und FDP waren der 
Ansicht, daß die an diesen Grundsätzen orientierte 
Politik fortgesetzt werden sollte und dabei die in 
der Beschlußfassung zum Ausdruck gebrachte Her-
vorhebung künftiger von der Bundesregierung bei 
der Durchführung ihrer Forschungs- und Technolo-
giepolitik noch stärker zu beachtenden Zielsetzun-
gen ihre Position deutlicher heraushebt. 

Die Fraktion der SPD stimmte zwar mit den Zielen 
der Forschungs- und Technologiepolitik, wie Erwei-
terung und Vertiefung der wissenschaftlichen Er-
kenntnis, Ressourcen- und Umweltschonung, men-
schengerechte Lebens- und Arbeitsbedingungen so-
wie Steigerung der wirtschaftlichen Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit überein, war jedoch der Mei-
nung, daß diese Ziele unter .folgenden Gesichts-
punkten weiter verfolgt werden und bei der künfti-
gen Berichterstattung über die Forschung in der 
Bundesrepublik Deutschland berücksichtigt wer-
den sollten: 

Forschungs- und Technologiepolitik hat einen wich-
tigen Beitrag zur Wirtschafts- und Gesellschaftspo-
litik zu leisten. Verantwortungsbewußte For-
schungs- und Technologiepolitik sorgt sich um die 
sozialen Folgen der technischen Entwicklung. Die 
Berichterstattung der Bundesregierung über die 
Forschungs- und Technologiepolitik muß deshalb 
ausgewogen und differenziert Chancen und Risiken 
der technischen Entwicklung darstellen. Besonde-
res Augenmerk ist auf die größte Gefahr der heuti-
gen technischen Entwicklung, die Militärtechnik, zu 
richten. Technischer Fortschritt sichert die Zukunft 
nur, wenn es gelingt, aus der technischen Entwick-
lung gesellschaftlichen Fortschritt zu machen. Eine 
so verstandene Forschungs- und Technologiepolitik 
kann nur in enger Abstimmung mit den Sozialpart- 
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nern, vor allem den Gewerkschaften, in ihrer Mit-
verantwortung für den Inhalt der Arbeit und die 
Zahl der Arbeitsplätze praktiziert werden. Nur so 
wird auch die technische Entwicklung — insonder-
heit von der Jugend — akzeptiert werden können. 

Forschungs- und Technologiepolitik hat einen wich-
tigen Beitrag zur Wiedergewinnung des ökologi-
schen Gleichgewichts zu leisten. Mehr als im Bun-
desbericht Forschung 1984 geschehen und entgegen 
dem dort zum Ausdruck gebrachten Glauben an 
einen „ökologischen Fortschritt" muß die Bundesre-
gierung die Auswirkungen der technischen Ent-
wicklung auf das Ökosystem in den Mittelpunkt der 
Berichterstattung stellen. 

Forschungs- und Technologiepolitik kann ihre opti-
male Wirkung nur entfalten, wenn neben dem 
BMFT auch die übrigen Bundesressorts und die 
Bundesländer koordiniert handeln. Mehr als im 
vorliegenden Bericht geschehen muß die Bundesre-
gierung darauf achten, daß auch die Politik der üb-
rigen Bundesressorts und der Bundesländer darauf 
ausgerichtet ist, die Einführung neuer Technolo-
gien im Sinne einer gezielten Industriestrukturpoli-
tik sozialverträglich zu fördern. Hierfür kommen 
abgestimmte Normensetzung (insbesondere im 
Umweltbereich), gezielte Auftragsvergabe (insbe-
sondere im Medien- und Verteidigungsbereich) und 
internationale Kooperation (insbesondere im expor-
tierenden Wirtschaftssektor) in Betracht. 

Die Berichterstattung über Forschung und. Ent-
wicklung in der Wirtschaft ist inhaltlich und ihrem 
Umfang gemäß stärker auf ihr tatsächliches Ge-
wicht in der Forschungslandschaft anzugleichen. 

Die Rolle der kleinen und mittleren Unternehmen 
für eine innovative Industriegesellschaft muß ent-
sprechend dem Gewicht des Mittelstandes in der 
Gesellschaft stärker berücksichtigt werden. 

Forschungs- und Technologiepolitik hat einen wich-
tigen Beitrag zur Lösung der Probleme in der Drit-
ten Welt zu leisten. Die Bundesregierung muß in 
weitaus stärkerem Maße als bisher die Technolo-
gien für Entwicklungsländer und deren eigene For-
schungsbemühungen als einen der Schwerpunkte 
ihrer Politik aufgreifen. 

Forschungs- und Technologiepolitik muß deutlicher 
als bisher ihr Gesamtkonzept, dem ihre jeweils kon-
kret gewählte internationale Zusammenarbeit zu-
grunde liegt, darstellen. Weder der Länder-Katalog, 
in dem mehrere wichtige europäische Industrielän-
der fehlen (insonderheit die in der Sozialverträg-
lichkeitsstrategie beispielgebenden nordischen 
Länder), noch die juristische Form der jeweils ge-
wählten Kooperation lassen dieses Gesamtkonzept 
erkennen. 

Forschungs- und Technologiepolitik benötigt eine 
verläßliche statistische Datenbasis. Die Bundesre-

gierung muß mehr als bisher dafür sorgen, daß die 
eingestandenermaßen unvollständige und nicht 
sehr tragfähige Datenbasis durch geeignete Maß-
nahmen im nationalen wie internationalen Rahmen 
(Abkommen, gesetzliche, organisatorische, perso-
nelle und finanzielle Maßnahme) verbessert wird. 

Ein entsprechender Antrag der Fraktion der SPD 
wurde von den Koalitionsfraktionen bei Stimment-
haltung der Fraktion DIE GRÜNEN abgelehnt. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hatte den von den Ko-
alitionsfraktionen und der Fraktion der SPD abge-
lehnten Antrag gestellt, den Bundesforschungsbe-
richt 1984 zurückzuweisen. Zur Begründung ihres 
Antrags hatte sie folgendes angeführt: 

Die in dem Bericht dargelegte Neuorientierung be-
deutet faktisch die Unterordnung staatlicher For-
schungs- und Technologiepolitik unter die Interes-
sen oder Vorgaben der Wirtschaft, insbesondere der 
Konzerne der Energie, Telekommunikation, der 
Luft- und Raumfahrt sowie der Großchemie. 

Daher ist eine Forschungspolitik, die sich zum gro-
ßen Teil darin erschöpft, hinter dem „Markt" herzu-
laufen, kaum noch als eine politische Lenkung der 
Bundesregierung zu werten. Die Angebotssteue-
rung der Forschungslandschaft durch indirekte 
oder indirekt spezifische Förderprogramme erzeugt 
vor allem einen Wettbewerb der Subventionen bzw. 
der Subventionsquellen. In ungeförderten Berei-
chen geht die Forschung zurück. Durch die im Be-
richt geforderte Auweitung der Auftragsforschung 
und Verbundforschung wird die Freiheit der For-
schung noch weitergehender den Wirtschaftsinter-
essen untergeordnet und damit eingeschränkt. 
Die Bundesregierung huldigt einem Großgeräte-Fe-
tischismus. Insbesondere in den Großforschungs-
einrichtungen haben sich Lobby-Gruppen gebildet, 
die erfolgreich ihre Großgeräte und die weiterfüh-
renden Planungen dazu verteidigen. Bei der finan-
ziellen Größenordnung, die diese Großgeräte bean-
spruchen, ist eine parlamentarische Kontrolle der 
Forschungsinhalte und Forschungsziele unerläßlich 
(zum Beispiel die Diskussion um die Spallations-
neutronenquelle). 
Die bedingungslose „Bejahung des technischen 
Fortschritts" durch die Bundesregierung läßt be-
fürchten, daß neue Technologien völlig unbeacht-
lich ihrer ökologischen und sozialen Folgen geför-
dert und zum Durchbruch gebracht werden sollen. 
Symptomatisch für diese Orientierung ist es, daß an 
keiner Stelle des Berichts auf Probleme der Büro-
automation oder des Robotereinsatzes in der indu-
striellen Fertigung eingegangen wird, und zugleich 
die Gefahren der Atom- und Gentechnologie — vor 
dem Hintergrund der in den letzten Jahren be-
kanntgewordenen chemischen Schaden- und Ge-
fahrenpotentiale (Dioxin, krebserregende Stoffe, 
Unfälle) — völlig unerwähnt bleiben. 

Bonn, den 24. April 1985 

Lenzer 	Stahl 

Berichterstatter 

Dr.-Ing. Laermann Dr. Schierholz 


